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2. Keine Deckung in der Wohngebäudeversiche-
rung für Wasseraustritt aus Grundstücksdrainage

1. „Berliner Mietendeckel“ mit dem Grundgesetz 
unvereinbar

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 25.3.2021 das Gesetz 
zur Mietenbegrenzung im Wohnungswesen in Berlin (MietenWoG Bln) für 
mit dem Grundgesetz unvereinbar und deshalb nichtig erklärt.

Regelungen zur Miethöhe für frei finanzierten Wohnraum, der auf dem 
freien Wohnungsmarkt angeboten werden kann (ungebundener Wohnraum), 
fallen in die konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit. Die Länder sind 
nach dem Beschluss jedoch nur zur Gesetzgebung befugt, solange und so-
weit der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz keinen abschließenden 
Gebrauch gemacht hat. Nachdem der Bundesgesetzgeber das Mietpreisrecht 
aber abschließend geregelt hat, ist für die Gesetzgebungsbefugnis der 
Länder kein Raum mehr. Da das MietenWoG Bln im Kern auch die Miethöhe 
für ungebundenen Wohnraum regelt, ist es nach dem Beschluss des BVerfG 
insgesamt nichtig.

•	�Der „Berliner Mietendeckel“ besteht im Wesentlichen aus drei Regelungs-
komplexen: 

•	�einem Mietenstopp, der eine Miete verbietet, die die am 18.6.2019 (Stich-
tag) wirksam vereinbarte Miete überschreitet, 

•	�einer lageunabhängigen Mietobergrenze bei Wiedervermietungen, wobei 
gebäude- und ausstattungsbezogene Zuschläge sowie bestimmte Moder-
nisierungsumlagen erlaubt sind sowie 

•	��einem gesetzlichen Verbot überhöhter Mieten. 

Auf Neubauten, die ab dem 1.1.2014 erstmalig bezugsfertig wurden, fanden 
die Vorschriften des MietenWoG Bln dagegen keine Anwendung.

Im Außenbereich um ein Gebäude verlegte Drainagerohre, die ausschließlich 
Niederschlags- und Sickerwasser sammeln und ableiten, dienen nicht der 
Wasserversorgung. Aus einer solchen Drainage bestimmungswidrig austre-
tendes Wasser stellt daher keinen Leitungswasserschaden in der Wohnge-
bäudeversicherung dar. Ihr baulicher Zweck besteht vielmehr ausschließlich 
in der Entwässerung des Bodens, d. h. dem Sammeln und der Abfuhr von 
Schicht- und Niederschlagswasser. 
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3. Musterfeststellungsklage zur Ankündigung 
einer Modernisierungsmaßnahme

Der Bundesgerichtshof hat am 18.3.2021 in einem Musterfeststellungsver-
fahren entschieden, dass ein Vermieter aufgrund der im Dezember 2018 für 
die Zeit ab Dezember 2019 angekündigten Modernisierungsmaßnahmen 
in seiner großen Wohnanlage eine Mieterhöhung nach den bis Ende 2018 
geltenden Vorschriften berechnen kann. Eines engen zeitlichen Zusammen-
hangs zwischen der Modernisierungsankündigung und dem voraussichtli-
chen Beginn der Arbeiten bedarf es nicht. 

Im entschiedenen Fall kündigte der Vermieter Ende Dezember 2018 den 
Mietern Modernisierungsmaßnahmen an, die im Zeitraum von Dezember 
2019 bis Juni 2023 durchgeführt werden sollten (Anbringung einer Wär-
medämmung, Austausch der Fenster, Anbringung von Rollläden etc.). Der 
Mieter hält die Ankündigung wegen eines fehlenden engen zeitlichen Zu-
sammenhangs zur Durchführung der geplanten Maßnahmen für unwirksam, 
zumindest wäre eine Mieterhöhung nach Abschluss der Modernisierungs-
maßnahmen nur nach dem seit 1.1.2019 geltenden Recht möglich.

Hintergrund des Verfahrens ist die Änderung der gesetzlichen Vorschriften 
über die Mieterhöhung nach einer Modernisierung. Während die bis zum 
31.12.2018 geltende gesetzliche Regelung die Erhöhung der jährlichen 
Miete um 11 % der für die Modernisierung aufgewendeten Kosten zuließ, 
erlaubt das neue Recht lediglich eine Mieterhöhung von höchstens 8 % und 
sieht zudem eine Kappungsgrenze vor.

4. Preis in der Werbung muss Gesamtpreis sein

Das Oberlandesgericht Frankfurt a. M. (OLG) hatte am 4.2.2021 in einem 
Fall zu entscheiden, bei dem ein Fitnessstudio mit einem Monatspreis von 
„Euro 29,99 bei 24-Monats-Abo“ für Mitgliedschaften warb. Die Angabe war 
durch ein Sternchen gekennzeichnet, das auf der rechten Seite kleingedruckt 
mit dem Hinweis „zzgl. 9,99 € Servicegebühren/Quartal“ aufgelöst wurde.

Die OLG-Richter stellten klar, dass Preisangaben in einer Werbung den 
Gesamtpreis ausweisen müssen, der vom Verbraucher für die Leistung zu 
zahlen ist. Die o. g. Preiswerbung ohne Einbeziehung einer quartalsweise 
zu zahlenden Servicegebühr verstößt gegen diese Verpflichtung und ist 
unlauter. Das Studio konnte sich nicht mit Erfolg darauf berufen, dass sich 
Wettbewerber ebenso verhalten.
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6. Arbeitgeber trägt das Betriebsrisiko für Mitar-
beiter auch in der Pandemie

5. Nachschusspflicht bei Auflösung einer GbR 

Verbleibt bei der Auflösung einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) nach 
der Berichtigung der gemeinschaftlichen Schulden und der Rückerstattung der 
Einlagen ein Überschuss, so gebührt er den Gesellschaftern nach dem Verhält-
nis ihrer Anteile am Gewinn.

Reicht das Gesellschaftsvermögen zur Berichtigung der gemeinschaftlichen 
Schulden und zur Rückerstattung der Einlagen nicht aus, so haben die Gesell-
schafter für den Fehlbetrag nach dem Verhältnis aufzukommen, nach welchem 
sie den Verlust zu tragen haben. Kann von einem Gesellschafter der auf ihn 
entfallende Beitrag nicht erlangt werden, so haben die übrigen Gesellschafter 
den Ausfall nach dem gleichen Verhältnis zu tragen.

So entschieden die Richter des Bundesgerichtshofs mit ihrem Urteil vom 
27.10.2020, dass auch eine GbR, die keine Publikumsgesellschaft ist, nach 
ihrer Auflösung, vertreten durch den Liquidator, Nachschüsse zum Zweck des 
Ausgleichs unter den Gesellschaftern einfordern kann.

Das Landesarbeitsgericht Düsseldorf (LAG) hatte sich in seiner Entscheidung 
vom 30.3.2021 mit einem Fall aus der Praxis zu befassen, in dem eine Mitar-
beiterin wegen Corona-Pandemie-bedingter Betriebsschließung keinen Lohn 
vom Arbeitgeber erhielt. Dieser war der Auffassung, dass der Lohnausfall zum 
allgemeinen Lebensrisiko der Arbeitnehmerin gehört, weil ihr aufgrund der 
behördlich angeordneten bzw. veranlassten Betriebsschließung die Annahme 
der Arbeitskraft nicht möglich war. 

Das sah das LAG anders und sprach der Arbeitnehmerin die Vergütung für die 
ausgefallenen 62 Arbeitsstunden in Höhe von ca. 660 € brutto – bestehend 
aus Grundvergütung, Nacht- und Sonntagszuschlägen für die geplanten 
Schichten – zu. Nach Auffassung des LAG befand er sich im Verzug mit der 
Annahme der Arbeitsleistung. Nach den Regelungen im BGB trägt der Arbeit-
geber das Betriebsrisiko. Dies sind Ursachen, die von außen auf den Betrieb 
einwirken und die Fortführung desselben verhindern. Die bisherige Rechtspre-
chung erfasst auch Fälle höherer Gewalt, wie z. B. Naturkatastrophen, Erdbe-
ben, Überschwemmungen oder extreme Witterungsverhältnisse. 

Um ein solches Ereignis handelt es sich bei der aktuellen Pandemie. Auch eine 
durch diese Pandemie begründete Betriebsschließung rechnet zum Betriebs-
risiko. Ein Fall, in dem die Arbeitnehmerin ihre Arbeitskraft überhaupt nicht 
mehr verwerten konnte, was ggf. zu deren allgemeinen Lebensrisiko gehört, 
war nicht gegeben. 

Bitte beachten Sie! Diese Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig. Das LAG 
hat die Revision zum Bundesarbeitsgericht zugelassen, das u. U. in letzter 
Instanz darüber entscheiden wird.
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8. Kurzarbeit Null kürzt den Urlaub7. Keine Weiterbeschäftigung wegen Hygiene-
verstoß einer Pflegefachkraft

Bei einem Ausbruch von Covid-19 in einer Seniorenresidenz kam es im 
Dezember 2020 zu 20 Infektionen bei Bewohnern (7 verstarben) und 10 
Infektionen bei Mitarbeitern. Das Gesundheitsamt stellte bei mehrfachen 
Begehungen fest, dass die als Einrichtungsleiterin und Pflegefachkraft tä-
tige Mitarbeiterin trotz anders lautender Anordnungen wiederholt nicht in 
Dienstkleidung angetroffen worden war. Zudem hatte diese, nachdem eine 
sofort vollziehbare Anordnung zur strikten Trennung der Wohnbereiche in 
solche für Covid-19-erkrankte und solche für nicht daran erkrankte Bewoh-
ner erlassen und die strikte Zuordnung des Pflegepersonals zu jeweils einem 
Bereich angeordnet war, mehrfach während ihrer Schicht zwischen den bei-
den Bereichen gewechselt. Der Kreis untersagte der Einrichtung daraufhin 
mit sofortiger Wirkung die weitere Beschäftigung der Mitarbeiterin. Dem 
dagegen gerichteten Eilantrag der Antragstellerin gab das Verwaltungsge-
richt statt.

Die Richter des Oberverwaltungsgerichts kamen jedoch zu der Entscheidung, 
dass das Beschäftigungsverbot sich voraussichtlich als rechtmäßig erweist, 
weil diese die Vorbildfunktion als Leiterin der Einrichtung, der eine besondere 
Bedeutung zukomme, nicht wahrgenommen hatte. Sie hatte ihre eigenen 
Regeln über die Anordnungen des Gesundheitsamtes gesetzt.

Die Richter des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf kamen in ihrem Urteil vom 
12.3.2021 zu der Entscheidung, dass einem Arbeitnehmer für Zeiträume, in 
denen er aufgrund von Kurzarbeit gar nicht gearbeitet hat, die Urlaubsan-
sprüche entsprechend gekürzt werden können. Für jeden vollen Monat der 
Kurzarbeit Null kann der Urlaub um 1/12 gekürzt werden.

Im Hinblick darauf, dass der Erholungsurlaub bezweckt, sich zu erholen, 
setzt dies eine Verpflichtung zur Tätigkeit voraus. Da während der Kurzarbeit 
die beiderseitigen Leistungspflichten aufgehoben sind, werden Kurzarbeiter 
wie vorübergehend teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer behandelt, deren Ur-
laub ebenfalls anteilig zu kürzen ist.
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10. Kein Herausgabeanspruch von Brautgabe und 
Brautschmuck nach der Scheidung

9. Uneinigkeit der Eltern über Schutzimpfungen 

Die Entscheidung über die Durchführung von Schutzimpfungen für ein 
gemeinsames Kind kann bei Uneinigkeit der Eltern auf den Elternteil 
übertragen werden, der seine Haltung an den Empfehlungen der Ständigen 
Impfkommission (STIKO) orientiert. Über die allgemeine Impffähigkeit des 
Kindes muss unabhängig von einer konkreten Impfung kein Sachverständi-
gengutachten eingeholt werden, da nach den Empfehlungen der STIKO die 
Impffähigkeit in der konkreten Impfsituation ärztlich zu prüfen ist und bei 
einer Kontraindikation zu unterbleiben hat. Zu dieser Entscheidung kam das 
Oberlandesgericht Frankfurt a. M. in seinem Beschluss vom 8.3.2021 und 
wies die Beschwerde eines Vaters zurück.

Das OLG Hamm hatte sich in einem Beschwerdeverfahren mit der Frage zu be-
fassen, wie im Fall der Scheidung einer Ehe eine Brautgabe und Brautschmuck 
rechtlich zu behandeln sind.

Im November 2015 heirateten eine türkische Staatsangehörige und ein 
deutscher Staatsangehöriger. Beide sind in Deutschland geboren und aufge-
wachsen. Im April 2016 schlossen sie die religiöse Ehe. In der Heiratsurkunde 
zu dieser religiösen Eheschließung ist der Frau seitens ihres Ehemanns eine 
Brautgabe von 7.000 € versprochen worden. Zur Hochzeit bekam sie von Gäs-
ten wertvolle Goldgeschenke umgehängt. Im Februar 2017 trennten sie sich 
und im Mai 2019 war die Scheidung. Die Frau beanspruchte die Zahlung der 
versprochenen Brautgabe von 7.000 € und die Herausgabe des anlässlich der 
Hochzeitsfeier geschenkten Goldes.

Das islamische Recht ordnet eine Brautgabe als zwingende Zuwendung des 
Bräutigams an die Braut an. Solange die Brautgabe noch nicht ausgezahlt – 
und damit vollzogen – worden ist, bedarf die getroffene Vereinbarung über die 
Brautgabe zu ihrer Wirksamkeit – wie bei einer Schenkung – der notariellen 
Beurkundung. Hat die Frau die Brautgabe noch nicht erhalten und wurde 
das Brautgabeversprechen nicht notariell beurkundet, kann die Zahlung der 
Brautgabe nicht verlangt werden. Werden der Braut bei der Hochzeit von den 
Gästen Gold und Schmuckstücke „umgehängt“, hat sie daran das Eigentum 
erworben und einen Anspruch darauf.
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12. Auffahrunfall – unverschuldetes Auslösen des 
Notfallbremsassistenten

11. Verlassen der Unfallstelle – Verlust des Kas-
koschutzes

Verlässt der Fahrer eines an einem Unfall beteiligten Fahrzeugs den Unfall-
ort, ohne die Polizei und/oder seine Kaskoversicherung über den Unfall zu 
informieren, kann hierdurch die in den Allgemeinen Bedingungen für die 
Kfz-Versicherung (AKB) festgelegte Wartepflicht verletzt werden und dies 
zur Folge haben, dass die Kaskoversicherung den Schaden nicht regulieren 
muss. Hierauf hat das Oberlandesgericht Koblenz in seinem Beschluss vom 
11.12.2020 hingewiesen.

Löst sich auf der Autobahn unverschuldet während freier Fahrt der Notfall-
bremsassistent eines vorausfahrenden Fahrzeugs und fährt der nachfolgende 
Lkw ohne Einhaltung des nach der Straßenverkehrsordnung gebotenen Sicher-
heitsabstands von mindestens 50 m auf das abrupt abgebremste Fahrzeug auf, 
überwiegt der Haftungsanteil des nachfolgenden Lkw.

Die unbegründete und erhebliche Unterschreitung des Sicherheitsabstands ist 
auf ein schuldhaftes Verhalten zurückzuführen, während das vorausfahrende  
Fahrzeug aufgrund eines technischen Versagens abgebremst wurde. Dies 
rechtfertigt eine Haftungsverteilung von 2/3 zulasten des Lkw-Fahrers, ent-
schied das Oberlandesgericht Frankfurt a. M. mit seinem Urteil vom 9.3.2021.
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Aktuelle Kanzlei-News

Kronzeugenregelung im Anti-Doping-Gesetz

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat am 09.02.2021 
einen Gesetzentwurf veröffentlicht, mit dem eine Kronzeugenregelung im Anti-
Doping-Gesetz eingeführt werden soll.

Mit dem Anti-Doping-Gesetz wurde im Dezember 2015 erstmalig eine Strafbar-
keit für Leistungssportlerinnen und Leistungssportler geschaffen, die Dopingmit-
tel oder Dopingmethoden anwenden, um sich Vorteile in einem Wettbewerb des 
organisierten Sports zu verschaffen. Das Gesetz droht eine Freiheitsstrafe bis zu 
3 Jahren oder Geldstrafe an. Bei gewerbsmäßiger Herstellung oder dem Handel 
mit Dopingmitteln ist der Strafrahmen von 1 Jahr bis zu 10 Jahre.

Bei Ermittlungen in den sogenannten Dopingfällen sind die Ermittlungsbehörden 
in besonderer Weise auf Informationen aus dem Kreis der Sportler und ihrem Um- 
feld angewiesen. Das Ziel der Neuregelung für Kronzeugen besteht darin, einen 
sichtbaren Anreiz für Täter zu schaffen, Informationen über dopende Leistungs-
sportlerinnen und Leistungssportler, Hintermänner und kriminelle Netzwerke preis 
zu geben. Durch die Neuregelung soll der Kronzeuge eine Strafmilderung erfahren, 
im günstigsten Fall kann sogar von Strafe vollständig abgesehen werden.

Dr. Stefan Hiebl
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Strafrecht
Tel.: +49 228 62092-49
E-Mail: hiebl@ehm-kanzlei.de

Prof. Dr. Mehle kritisiert Kartellsenat des BGH

Die neueste Ausgabe der Neuen Juristischen Wochenzeitschrift (NJW) veröf-
fentlichte eine kritische Anmerkung unseres Kollegen, Herr Prof. Dr. Mehle, 
die er zusammen mit Rechtsanwalt Dr. Bastian Mehle verfasst hat, zu einer 
Entscheidung des Kartellsenats des Bundesgerichtshofs.

Der Senat misst einem einfachen Erfahrungssatz, ein Informationsaustausch 
zwischen Konkurrenten führe regelmäßig zu einem (unzulässigen) abgestimm-
ten Marktverhalten, zu Lasten der Beschuldigten überragende Bedeutung bei. 
Dies – so die Verfasser mit überzeugender Begründung – verstoße gegen den 
Verfassungsgrundsatz der Unschuldsvermutung.

Prof. Dr. Volkmar Mehle
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Strafrecht
Tel.: +49 228 62092–32
E-Mail: mehle@ehm-kanzlei.de
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Basiszinssatz (§ 247 Abs. 1 BGB): 
seit 1.7.2016 = −0,88 %; 
1.1.2015 –30.6.2016 = −0,83 %; 
1.7.2014 –31.12.2014 = −0,73 %

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: www.bundesbank.de und 
dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz (§ 288 BGB seit 1.1.2002): 
Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz +5 Prozentpunkte; 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz +8 Prozentpunkte;
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz +9 Prozentpunkte; 
zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex (2015 = 100):  
2021: März 107,5; Februar = 107,0; Januar = 106,3 
2020: Dezember = 105,5; November = 105,0; Oktober = 105,9;  
September = 105,8; August = 106,0; Juli = 106,1; Juni = 106,6;  
Mai = 106,0; April = 106,1

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
www.destatis.de – Zahlen und Fakten – Konjunkturindikatoren

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht 
ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter 
Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Kurz notiert
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